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Erstes Kapitel: Einleitung 

»Wir sind alle Ausländer – fast überall«1 

§ 1 Deutschland und Taiwan, Einwanderungsländer 

Migration beschreibt den Prozess der dauerhaften Wohnsitzänderung 
von Menschen.2 Haben Menschen ihre ursprüngliche Heimat verlassen 
und betrachten einen anderen Ort als neue Heimat3, spricht man von Mig-
ration. Die grenzüberschreitende Mobilität von Personen ist im Zeitalter 
der Globalisierung eine transnationale Eigenart. Allerdings stellt grenz-
überschreitende Migration bei sozialgeschichtlicher Betrachtung eine typi-
sche Begleiterscheinung moderner Gesellschaften dar und wird nicht erst 
durch die (jüngste) Globalisierung hervorgerufen.4 Der Begriff Migration 
stammt von dem lateinischen Wort »migrare bzw. migratio« (wandern, 
wegziehen, Wanderung). Er ist in den letzten Jahren, beeinflusst durch das 
weltweit verwendete englische Wort »migration«, sowohl in der deutschen 
Alltagssprache als auch in der Begriffssprache der Sozialwissenschaften 
heimisch geworden.5 Die Begriffe Migranten6, Einwanderer, Immigranten 
und Zuwanderer werden im Rahmen dieser Untersuchung synonym ver-
wendet und bezeichnen Menschen, die selbst oder deren Eltern außerhalb 
des Aufnahmelands geboren und im Laufe ihres Lebens in das Aufnahme-
land eingewandert sind oder zumindest zeitweise hier ihren Lebensmittel-
punkt haben. In dieser Untersuchung wird der Begriff Migration7 anstelle 

                                                           
1 G. Renner, Ausländerrecht, 8. Auflage, 2005 – Titelblatt. 
2 L. Pries, Soziologie der Migration, in: Kneer/Schroer (Hrsg.), Handbuch spezielle 
Soziologien, 2010, S. 475. 
3 Wie B. Schlink überzeugend dargelegt hat, ist das Recht auf Heimat das Recht auf 
einen Ort, an dem man wohnt und arbeitet, Familie und Freunde habe. Es ist das Recht 
auf anerkannte Zugehörigkeit zu einer politischen Gemeinschaft, ohne das die anderen 
Rechte nichts wert sind und das Leben in der Wohnung und bei der Arbeit, mit der 
Familie und den Freunden prekär bleibt. Vgl. Schlink, Heimat als Utopie, 2000, S. 40 
f.; Anknüpfungspunkt für einen Schutz der Heimat ist die Freizügigkeit als Schutz vor 
dem Verlust des Lebensmittelpunktes. Deshalb beinhaltet der Heimatbegriff eine räum-
liche, wirtschaftliche, soziokulturelle und subjektive Dimension. Dazu vgl. S. Baer, 
Zum ,,Recht auf Heimat“, NVwZ 1997, 27 ff. 
4 J. Bast, Transnationale Verwaltung des europäischen Migrationsraums, Der Staat 46 
(2007), S. 1 (2); Th. Kingreen, Soziale Rechte und Migration, 2010, S. 7. 
5 P. Han, Soziologie der Migration, 3. Aufl., 2010, S. 5f.; I. Oswald, Migrationssozio-
logie, 2007, S. 11ff. 
6 Aus Gründen der besseren Lesbarkeit wird auf die gleichzeitige Verwendung männ-
licher und weiblicher Sprachformen verzichtet. Sämtliche Personenbezeichnungen gel-
ten für beide Geschlechter. 
7Vgl. D. Thym, Migrationsverwaltungsrecht, 2010, S. 13. Er benutzt den Begriff »Mig-
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des deutschen Begriffes Wanderung (Einwanderung oder Zuwanderung 
usw.) gebraucht, um die Mehrdeutigkeit des Letzteren und die eventuell 
damit verbundenen Missverständnisse auszuklammern.8 Aber auf abseh-
bare Zeit wird vermutlich ein Nebeneinander verschiedener Begrifflichkei-
ten von diesen Ausdrücken fortbestehen, ohne dass dafür notwendig kon-
zeptionelle Unterschiede verbunden wären.9 Im Anschluss daran wird das 
Einwanderungsland als ein Staat beschrieben, dessen Bevölkerung durch 
die Einwanderung von Personen aus anderen Ländern stark anwächst oder 
in dem Einwanderer einen wesentlichen Teil der Bevölkerung bilden.10 
Die traditionellen Einwanderungsländer verfolgen in ihrer Einwande-
rungspolitik vorrangig wirtschaftliche und demographische Interessen. Sie 
haben ein positives Verhältnis zur Migration, während Migration in den 

                                                           
rationsrecht« bewusst als die sprachliche Bezeichnung: ,,Bewusst umgeht das Migrati-
onsrecht eine Anleihe bei der Bezeichnung eines Einwanderungsrechts (immigration 
law) in den klassischen Einwanderungsländern. (...) Die Umgehung des Begriffs »Ein-
wanderung« beachtet das gesetzliche Ziel einer »Begrenzung des Zuzugs von Auslän-
dern« und berücksichtigt zugleich das neue Phänomen einer Pendelmigration zwischen 
verschiedenen Staaten anstelle der früheren Übung eines einmaligen Ein- oder Aus-
wanderungsvorgangs. Der Begriff der Migration vermeidet die Uniformität des Ein-
wanderungsbegriffs...“; sinngemäß auch J. Bast, Aufenthaltsrecht und Migrationssteu-
erung, 2011, S. 43. Er versteht das Feld einer ,,migrantenrechtlichen“ Migrationssteue-
rung im Folgenden als allgemeine Kategorie einschließlich des Sektors immigration 
law, also den Regelungen, die die Gebietszulassung im weiteren Sinne betreffen, und 
des Sektors alienage law, der rechtlichen Stellung von ansässigen Ausländern. 
8 Hier folge die Untersuchung der Terminologie bei obigen Soziologen und K.-H. 
Meier-Braun, Deutschland, Einwanderungsland, 2002, S. 7-8:,, »Migration« (Wande-
rung) wird deshalb einfach als Oberbegriff für Zu- und Abwanderung oder auch Ein- 
und Auswanderung verstanden, also für alle Wanderungsbewegungen von Menschen 
oder Gruppen, die ihren bisherigen Wohnsitz längerfristig wechseln und dabei in ein 
anderes Land ziehen oder wieder in ihr Herkunftsland zurückkehren.“; Sinngemäße und 
ausführliche Erklärung hinsichtlich der Bezeichnung von Migration und Migrations-
recht D. Thym, Migrationsverwaltungsrecht, S. 13 ff. Aber auch andere Terminologie s. 
E. Denninger, Integration und Identität – Bitte um etwas Nachdenklichkeit, KJ 2001, 
442 (443): ,,Zuwanderung umfasst alle Arten der Migration, auch diejenigen, die nur 
vorübergehenden Charakter haben. Auf Dauer gemeinte Niederlassung in Deutschland 
wird als Einwanderung bezeichnet.“ 
9 D. Thym, Europäische Einwanderungspolitik: Grundlagen, Gegenstand und Grenzen, 
in: Hofmann/Löhr (Hrsg.), Europäisches Flüchtlings- und Einwanderungsrecht. Eine 
kritische Zwischenbilanz, 2008, S. 183 (196). 
10 U. Davy, in: dies (Hrsg.), Die Integration von Einwanderern – Rechtliche Regelun-
gen im europäischen Vergleich, 2001, S. 279. Unter dem Blickwinkel der Soziologie 
siehe auch P. Han, Soziologie der Migration, S. 178 f.: ,,Als die traditionellen Einwan-
derungsländer gelten Länder, für die der Migrationsvorgang ein integraler Bestandteil 
ihrer Nationsbildung und ihrer nationalen Identität ist und war.“ 
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sog. »neuen Einwanderungsländern« – z.B. den europäischen Industrielän-
dern – zunehmend als Problem und Konfliktherd betrachtet wird.11 

Deutschland ist ein Einwanderungsland12- oder zumindest ein »Integra-
tionsland«.13 Allerdings wurde der Begriff »Einwanderungsland« für die 
Bundesrepublik Deutschland seit Beginn der Zuwanderung von sog. 
»Gastarbeitern« verwendet, aber ist nach wie vor in der Öffentlichkeit um-
stritten.14 Als Gegenbegriff bedeutet der Nationalstaat eine Nation, die ei-
nen Staat trägt.15 Obwohl Deutschland im Ganzen seine nationale Eini-
gung auf die gemeinsame Kultur und Sprache gründete, änderte sich mit 
dem Anstieg der Migrantenzahlen das Bild der Bevölkerungsstruktur stetig. 
Mit dem Blickwechsel der Leitbilder im  Migrationsrecht16  – von der 
Rotation zur Integration – wurden die Angehörigen zugewanderter auslän-
discher Wohnbevölkerung zunehmend als »Mitbürgern« – wohlgemerkt: 
offenbar im Unterschied zum »Bürger« – bezeichnet.17  

Die von der Bundesregierung im Jahr 2000 eingesetzte unabhängige 
Kommission ,,Zuwanderung“ (Zuwanderungskommission)18 hat aufgrund 
                                                           
11 P. Han, ebenda, S. 179.; auch vgl. D. Bianchi, Die Integration der ausländischen 
Bevölkerung – Der Integrationsprozess im Lichte des schweizerischen Verfassungs-
rechts, Diss., Zürich, 2003, S. 1.  
12 Hierzu vgl. G. Schwerdtfeger, Teilgutachten Ausländerintegration zum 53. Juristen-
tag, 1980, S. A 45 f.; G. Robbers, Ausländer im Verfassungsrecht, in: E.-Benda/W. 
Maihofer/H.-J. Vogel (Hrsg.), Handbuch des Verfassungsrechts, 2. Aufl., 1994, § 11, 
Rn. 1.[Hervorhebung im Original]; S. Röseler, in: Renner/Bergmann/Dienelt, Auslän-
derrecht, 10. Auflage 2013, § 43 Rn. 2.; K. F. Gärditz, Der Bürgerstatus im Lichte von 
Migration und europäischer Integration, VVDStRL 72 (2013), S. 49 (61): »faktisches 
Einwanderungsland«. 
13 Begriff aus K. J. Bade, Nationaler Integrationsplan und Aktionsplan Integration 
NRW: Aus Erfahrung klug geworden?, ZAR 2007, 307. 
14 Beispielsweise hat R. Scholz, Deutschland – In guter Verfassung?, 2004, S. 18-19 
sehr stark kritisiert: ,,Ungeachtet dessen leiden die meisten Ansätze deutscher Auslän-
der- und Migrationspolitik an eben diesen Mängeln. Dies beginnt mit jenen Geistern, 
die in der eben kritisierten Form undifferenziert für eine »multikulturelle Gesellschaft« 
votieren. Dies gilt des Weiteren auch für jene, die Deutschland schlicht zum »Einwan-
derungsland« erklären, ohne zu erkennen oder zu beachten, dass Deutschland in keiner 
Weise ein Einwanderungsland ist oder werden kann.“ 
15 P. Han, Soziologie der Migration, 2010, S. 125. 
16 Der Begriff »Migrationsrecht« benennt ein Rechtsgebiet, das in Deutschland bislang 
als Ausländer-, Asyl-, Staatsangehörigkeits- und Vertriebenenrecht bezeichnet wurde. 
Dies ist hier auch zu bejahen und zu verwenden. Dazu vgl. D. Thym, Migrationsver-
waltungsrecht, S. 8. 
17 Ch. Gusy/S. Müller, Leitbilder im Migrationsrecht, ZAR 2013, 265 (266). 
18 Eingehend zum Hintergrund der Kommission R. Süssmuth, Migration und Integra-
tion, 2006, S. 93 ff.; G. Lehnguth, Die Entstehung und Entwicklung des Zuwanderungs-
gesetzes unter besonderer Berücksichtigung der Integrationsregelungen, in: Jo-
chum/Fritzemeyer/Kau (Hrsg.), Grenzüberschreitendes Recht: Festschrift für Kay 
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der veränderten wirtschaftlichen und demographischen Lage den Schluss 
gezogen, die politische normative Festlegung »Deutschland ist kein Ein-
wanderungsland« sei aus heutiger Sicht als Maxime für eine deutsche Zu-
wanderungs- und Integrationspolitik unhaltbar geworden: 

,,Die Kommission stellt fest, dass Deutschland – übrigens nicht zum ers-
ten Mal in seiner Geschichte – ein Einwanderungsland geworden ist. Da-
mit erkennt sie die historische Tatsache an, dass Wanderungsbewegun-
gen die Entwicklung der deutschen Gesellschaft und ihre heutige Zusam-
mensetzung tiefgehend und nachhaltig beeinflusst haben. Sie stellt sich 
der wirtschaftlichen, gesellschaftlichen und politischen Notwendigkeit, 
die künftige Zuwanderung zu akzeptieren und zum Wohle unseres Landes 
zu bejahen und aktiv zu gestalten.“19 

Nach der Analyse von Ulrike Davy widmet sich das Ausländergesetz 
(AuslG) 199020 sehr viel eingehender den Bedingungen für die Erteilung 
und die Verlängerung von Aufenthaltstiteln, und zwar nicht nur mit Blick 
auf die ersten Einwanderer, sondern auch mit Blick auf ihre Familienange-
hörigen.21 Das behördliche Ermessen bezüglich der Erteilung eines Auf-
enthaltstitels in Richtung »Erwartungssicherheit der Ausländer« wurde 
zum ersten Mal eingeschränkt und ausgeschlossen. Von den Strukturmerk-
malen schließt die deutsche Rechtsordnung mit dem Gedanken der Aufent-
haltsverfestigung an die Rechtsordnungen jener Staaten an, die sich seit 
langem als Einwanderungsland betrachten.22 Ferner hat eine stärkere in-

                                                           
Hailbronner, 2013, S. 185, 187 ff. 
19 Bericht der Unabhängigen Kommission ,,Zuwanderung“ (Vorsitzende: Prof. Dr. Rita 
Süssmuth), Zuwanderung gestalten – Integration fördern, Berlin, Juli 2001, S. 13. Unter:  
http://www.bmi.bund.de/cae/servlet/contentblob/150408/publicationFile/9074/Zu-
wanderung_gestalten_-_Integration_Id_7670_de.pdf (zuletzt aufgerufen am 
20.01.2013) 
20 Das deutsche Ausländergesetz (AuslG) wurde 1965 verabschiedet und 1990 durch 
eine Neufassung ersetzt. Es trat am 31. Dezember 2004 außer Kraft. Das AuslG wurde 
zum 1. Januar 2005 durch das Aufenthaltsgesetz (AufenthG, Gesetz über den Aufent-
halt, die Erwerbstätigkeit und die Integration von Ausländern im Bundesgebiet) ersetzt. 
Zu dem entwicklungsgeschichtlichen Hintergrund s. J. Gundel, Der grundrechtliche 
Status der Ausländer, in: J. Isensee/ P. Kirchhof (Hrsg.), HStR, 3. Aufl., 2011, § 198, 
Rn. 41.; Überblick über das AufenthG siehe auch Bertold Huber, Das Zuwanderungs-
gesetz, NVwZ 2005, 1-10. 
21 Über die historische Genese des Migrationsrechts siehe auch D. Thym, Migrations-
verwaltungsrecht, S. 50-67; G. Renner, Ausländerrecht-Kommentar, 8. Aufl. 2005, 
AufenthG-Vorbemerkung. 
22 U. Davy, in: dies (Hrsg.), Die Integration von Einwanderern – Rechtliche Regelun-
gen im europäischen Vergleich, Campus Verlag, Wien, 2001, S. 279-280.; ähnliche 
Meinung schon M. Zuleeg, Einwanderungsland Bundesrepublik Deutschland, JZ 1980, 
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nereuropäische Einwanderungsbewegung durch das europarechtliche Frei-
zügigkeitssystem zur Folge, dass Deutschland zum größten europäischen 
Einwanderungsland geworden ist.23 Aber jahrzehntelang war es geradezu 
tabu, in Deutschland von Einwanderung zu reden,24 obwohl Artikel 73 
Abs. 1 Nr. 3 des Grundgesetzes klar von »Einwanderung« als Befugnis des 
Bundes spricht.25  

Taiwan ist andererseits nach wie vor ein Einwanderungsland. Neben den 
wenigen Ureinwohnern sind fast alle Taiwaner chinesische Einwanderer, 
die seit 1662 aus verschiedenen Provinzen von China auf die Insel kam an. 
Nach der holländischen Kolonialzeit (1624-1662), den Phasen der Ming-
Dynastie (1662-1683) und Qing-Dynastie (1684-1895), der japanischen 
Kolonialzeit (1895-1945) 26  nahm die chinesische Regierung der 
Kuomintang-Partei (KMT) im Auftrag der Alliierten die Kapitulation Ja-
pans in Taiwan entgegen und besetzte Taiwan seit 1945. Nach der Nieder-
lage im Bürgerkrieg in China 1948/49 floh der KMT von China nach Tai-
wan mit etwa 2 Millionen Flüchtlingen, Beamten und Soldaten. Anfangs 
hielt die taiwanesische Regierung wegen der angespannten Beziehung zur 
Volksrepublik China an ihrer strengen Migrationspolitik fest. Im Zuge der 
Globalisierung und mit dem Prozess der Wirtschaftsentwicklung haben 
sich immer mehr ausländische Ehepartner, Gastarbeiter mit Zeitverträgen 
und sonstige Ausländer aus verschiedenen Kulturen der ganzen Welt in 
Taiwan niedergelassen. Taiwans Gesamtbevölkerung beträgt heute (2014) 

                                                           
425: ,,Die Bundesrepublik Deutschland ist nach wie vor ein Einwanderungsland, nur 
nicht mehr so ungebremst wie zur Zeit des hohen Arbeitskräftebedarfs.“; in jüngster 
Auseinandersetzung s. J. Eichenhofer/C. Hörich/M. Pichl, »Ist Deutschland noch ein 
Einwanderungsland?«, ZAR 2011, 183-188. 
23 Vgl. K. Hailbronner, Asyl- und Ausländerrecht, 3. Aufl., 2014, Rn. 132. 
24 K.-H. Meier-Braun, Deutschland, Einwanderungsland, 2002, S. 149. Ähnliche Mei-
nung siehe P. Han, Soziologie der Migration, 3. Aufl., 2010, S. 183.: ,,Deutschland ist 
nach offizieller Politik kein Einwanderungsland. (...) Es gibt daher keine Einwande-
rungspolitik“ 
25 Aber die Kommentarliteratur beschränkt ihre Erörterung der Bestimmung auf Ab-
grenzungsfragen und die zutreffende Feststellung, dass diese Kompetenzzuweisung 
den Bund nicht verpflichtet, ,,Einwanderung tatsächlich zu regeln oder positiv zu för-
dern. Siehe Oeter, in: von Mangoldt/Klein/Starck (Hrsg.), GG, Bd. II, 5.Aufl. 2005, Art. 
73, Rn. 30; zur Abgrenzung von der konkurrierenden Kompetenz für ,,das Aufenthalts- 
und Niederlassungsrecht der Ausländer“ gemäß Art. 74 Abs. 1 Nr. 4 GG, statt vieler R. 
Sannwald, in: in: Schmidt-Bleibtreu/Hofmann/Henneke (Hrsg.), GG, 13. Auflage 2014, 
Art. 73, Rn. 30 und P. Kunig, in: von Münch/ders. (Hrsg.), GG, Bd. III, 5. Aufl. 2000, 
Art. 73, Rn. 16. 
26 Für die geschichtlichenAbläufe siehe: http://zh.wikipe-
dia.org/wiki/%E5%8F%B0%E7%81%A3%E6%AD%B7%E5%8F%B2%E5%B9%B
4%E8%A1%A8 (Aufgerufen am 11. Mai 2015). 
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23 Millionen Personen. Bis Juni 2014 leben ca. 713000 Ausländer in Tai-
wan, von denen 517000 hauptsächlich Gastarbeiter sind. Außerdem leben 
494062 Ehepartner inklusive der schon eingebürgerten Einwohner in Tai-
wan.27 Dies verändert in den letzten Jahren das Leben in Taiwan.  

Im Folgenden wird die Entwicklung des Migrationsgeschehens in 
Deutschland unter Rückgriff auf öffentliches Datenmaterial dargestellt. Es 
handelt sich bei der Untersuchung um die statistische Wirklichkeit des 
Migrationsgeschehens. Aber eine Vollständigkeit kann und soll an dieser 
Stelle nicht erreicht werden.28 Am 9. Mai 2011 hatten von den rund 80,2 
Millionen Einwohnern etwa 74 Millionen Personen (92,3 %) die deutsche 
Staatsangehörigkeit. Knapp 6,2 Millionen Einwohner (7,7 %) besaßen eine 
ausländische Staatsangehörigkeit. In Deutschland lebten Anfang Mai 2011 
insgesamt 15 Millionen Personen mit Migrationshintergrund; dies ent-
spricht knapp 19,5 % der Bevölkerung; dabei sind 10,7% Deutsche mit 
Migrationshintergrund. Als Personen mit Migrationshintergrund zählen im 
Zensus 2011 alle Ausländer(innen) sowie alle Deutschen, die nach 1955 
auf das Gebiet der heutigen Bundesrepublik Deutschland zugewandert sind 
oder mindestens einen nach 1955 zugewanderten Elternteil haben.29 Die-
ser Anteil variiert zwischen den Bundesländern stark. Den höchsten Anteil 
in den westlichen Bundesländern gab es mit 27,5 % in Hamburg, den ge-
ringsten Anteil in Schleswig-Holstein (11,7 %). In den östlichen Bundes-
ländern liegt der Anteil der Bevölkerung mit Migrationshintergrund durch-
weg unter 5 %.30 Im Jahr 2011 lebten mehr als vier Fünftel (etwa 8,6 Mil-
lionen) der zugewanderten Bevölkerung (Bevölkerung mit eigener Migra-
tionserfahrung) seit mindestens neun Jahren in Deutschland, 48,1 % seit 
mindestens 20 Jahren und 13,0 % sogar seit 40 Jahren und länger.31 Die 
                                                           
27  Ausführliche Information unter: http://www.immigration.gov.tw/ct.asp?xI-
tem=1108546&ctNode=29699&mp=1 (letzter Besuch am 17.09.2014) 
28 Ausführlich die jährlich vom BAMF (Bundesamt für Migration und Flüchtlinge) für 
die Bundesregierung erstellten ,,Migrationsberichte“, zuletzt der Migrationsbericht 
2011 aus dem Jahr 2013.Unter:http://www.bamf.de/SharedDocs/Anlagen/DE/Publika-
tionen/Migrationsberichte/migrationsbericht-2011.pdf?__blob=publicationFile(zuletzt 
aufgerufen am 25.08.2013) 
29 Ch. Walter, Der Bürgerstatus im Lichte von Migration und europäischer Integration, 
VVDStRL 72 (2013), S. 7 (17) weist darauf hin, dass die Statistik den Migrationshin-
tergrund von Deutschen umfasst. Ziel liegt darin, dass zwecks der Beobachtung von 
Migration und Integration es offenbar nicht mehr entscheidend auf die Staatsangehö-
rigkeit, sondern auf eine Migrationsgeschichte in der persönlichen Biographie an-
kommt. 
30 Ausführlich laut des Bericht ,,Zensus 2011“ von dem Statistischen Bundesamt  
https://ergebnisse.zensus2011.de/#StaticContent:00,MIGRATION_18,m, (zuletzt auf-
gerufen am 25.08.2013) 
31 Vgl. Migrationsbericht 2011, S. 162f.; weiterführend K. Hailbronner, Asyl- und 
Ausländerrecht, 3. Aufl., 2014, § 1 Rn. 1-32. 
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Zahl der Zuzüge hat sich 2011 im Vergleich zum Vorjahr um 20% erhöht, 
die Fortzüge blieben konstant. 

»Der demographische Wandel ist im Begriff, eine neue Gesellschaft zu 
formen«.32 Die politischen Debatten sind aber ebenso wie die bisherigen 
Weichenstellungen des Gesetzgebers ambivalent, »der Fremde« gewollt 
und gefürchtet zugleich.33 Die Rolle der Demografie für die Einwande-
rungsdebatte – eine weitere Eigenschaft eines Einwanderungslands – ist 
auch für Deutschland und Taiwan von großer Bedeutung. Dies ist nicht 
erstaunlich, da die wirtschaftliche Entwicklung der Bundesrepublik 
Deutschland und Taiwans langfristig in gewissem Maße auf Wirtschafts-
migration angewiesen ist, um die Probleme der Überalterung und des Man-
gels an Arbeitskräften zu überwinden. In der Tat brauchen wir die Migran-
ten, weil die Bevölkerung in Deutschland und Taiwan altert: Die Lebens-
erwartung steigt, während die Kinderzahl pro Familie kontinuierlich nied-
rig ist, und die Geburtenraten sinken. Die anwachsende Zahl von Migran-
ten spiegelt die demografischen Veränderungen wider.  

Mit Blick auf die demografische Debatte stellen sich zwei Hauptfragen: 
wie darf ein Staat Zuwanderung steuern34 und wie kann eine pluralistische 
und fragmentierte Gesellschaft ein friedliches, harmonisches Zusammen-
leben organisieren (und wie verhält sich ferner das Verfassungsrecht zur 
Pluralität der Kulturen in Bezug auf Migration). Darin steht die Integration 
von Migranten im Mittelpunkt. In Politik und Gesellschaft entfaltet sich 
eine stetige Diskussion über die rechtliche Gestaltung der Integration von 
Migranten und auch über die Anforderungen an die Aufnahmegesellschaft. 
Der soziale Sachverhalt langfristiger Migration im Geltungsbereich der 
Verfassung begründet deshalb die verfassungsrechtliche Notwendigkeit 
der Integration der Migranten.35 

§ 2 Verfassungsvergleichung als juristische Methode 

Als nächster Schritt ist nun herauszuheben, auf welcher Basis die vor-
liegende Untersuchung in Bezug auf die Verfassungsvergleichung als ju-
ristische Methode dienen kann, um dadurch die heutige deutsche und tai-

                                                           
32 J. Kersten, Demographie als Verwaltungsaufgabe, Die Verwaltung 40 (2007), 309. 
33  S. Baer, Demografischer Wandel und Generationengerechtigkeit, VVDStRL 68 
(2009), S.290, 353. 
34  Ausführlich die Habilitationsschrift von D. Thym, Migrationsverwaltungsrecht, 
2010 und von J. Bast, Aufenthaltsrecht und Migrationssteuerung, 2011. 

35  G. Robbers, Ausländer im Verfassungsrecht, in: Benda/Maihofer/Vogel (Hrsg.), 
Handbuch des Verfassungsrechts, 2. Aufl., 1994, § 11 Rn. 92.; Ch. Langenfeld, In-
tegration und kulturelle Identität zugewanderter Minderheiten, 2001, S. 370. 
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